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Einleitung 

Die thematische Verknüpfung von Kultur und Europäischem Gemeinschafts-
recht könnte beim Leser unterschiedliche Reaktionen hervorrufen. Einerseits 
könnte eingewandt werden, ein solches Thema lohne die Beschäftigung im Rah-
men einer Dissertation nicht, hätten doch Kultur und EG-Recht wenig miteinander 
zu tun. Denn die drei Europäischen Gemeinschaften I - die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft 2, die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 3 und 
die Europäische Atomgemeinschaft 4 - sind ihrer Bezeichnung nach Zusammen-
schlüsse europäischer Staaten, die wirtschaftliche, nicht aber kulturelle Ziele 
verfolgen. Andererseits könnte die Unschärfe und Dehnbarkeit des Kulturbe-
griffs 5 daran zweifeln lassen, daß die Verbindung von Kultur und EG-Recht 
überhaupt sinnvoll ist und zum Ausgangspunkt einer wissenschaftlichen Untersu-
chung gemacht werden kann. 

Dem ersten Einwand wäre entgegenzuhalten, daß die Beziehungen des Gemein-
schaftsrechts zum kulturellen Bereich - wie zu zeigen sein wird - umfangrei-
cher sind als der erste Anschein vermuten läßt. Wer dagegen aus der Unschärfe 
des Kulturbegriffs Bedenken herleitet, übersieht, daß im Rahmen einer verwal-
tungswissenschaftlichen, insbesondere juristischen Arbeit nicht irgendein Kultur-
begriff zugrunde gelegt werden kann. Vielmehr ist von der aus dem deutschen 
öffentlichen Recht bekannten deskriptiven Erfassung auszugehen, die den Kultur-
begriff in die Bereiche Bildung, Wissenschaft und Kunst einteilt 6, mithin diejeni-
ge Sphäre umschreibt, "in welcher der Staat mit der Welt des Geistes, wie sie 
innerhalb der Gesellschaft in vielfältiger Form in Erscheinung tritt, eine besonders 
enge Verbindung eingeht"7. Neben dem Vorteil, juristisch handhabbar zu sein 8, 

zeichnet sich dieser deskriptive Kulturbegriff dadurch aus, "daß er an ein verbrei-
tetes Alltagsverständnis von ,Kultur' anknüpfen kann" 9. Für die Zwecke der 

I Im folgenden werden die drei Gemeinschaften zusammenfassend als "Europäische 
Gemeinschaft" bezeichnet. 

2 Vertrag zur Gründung der EWG vom 25. März 1957, BGBI. II 766. 
3 Vertrag über die Gründung der EGKS vom 18. April 1951, BGBI. 1952 II 447. 
4 Vertrag zur Gründung der EAG vom 25. März 1957, BGBI. II 1014. 
5 V gl. nur Gau, 17 ff. 
6 So Häberle, Verfassungslehre als Kulturwissenschaft, 10 ff.; Oppermann, Kulturver-

waltungsrecht, 9; lschreyt, 16. 
7 Oppermann (Anm. 6), 8. 
8 Häberle (Anm. 6). 
9 Ebd. 
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vorliegenden Arbeit ist das dritte Element der gewählten Definition, das der 
Kunst, allerdings zu eng und wird durch den Begriff der Kultur im engeren Sinn 
ersetzt 10. 

Der hier zugrunde gelegte Kulturbegriff hat die doppelte Aufgabe, in formaler 
Hinsicht den Untersuchungsgegenstand einzugrenzen und in materieller Hinsicht 
diesen Untersuchungsgegenstand als den Bereich der "nicht mit der Elle ökonomi-
scher Rationalität zu messenden Erscheinungsformen des Soziallebens" 11 zu 
kennzeichnen, eine Charakterisierung, die alle drei erwähnten Gebiete des kultu-
rellen Bereichs miteinander verbindet 12. 

Aus der Verknüpfung des vorstehend beschriebenen Kulturbegriffs mit dem 
EG-Recht ergibt sich die allgemeine Fragestellung der vorliegenden Untersu-
chung. Diese betrifft die Handlungsmöglichkeiten und -befugnisse, die auf Ge-
meinschaftsebene in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und Kultur im engeren 
Sinn bestehen, letztlich also die Frage nach "Kulturhoheit der EG" 13. 

Einzelne Aspekte dieser Fragestellung wurden in der Literatur mehr oder 
minder intensiv behandelt, jeweils veranlaßt durch Entscheidungen des Gerichts-
hofs oder Rechtsetzungsakte der Gemeinschaftsorgane. Besondere Aufmerksam-
keit wurde dabei der Frage einer EG-Kompetenz im Rundfunkbereich zuteil. 
Allgemeine, die verschiedenen Einzelprobleme und die Grundsätze des Verhält-
nisses zwischen Kultur und EG-Recht umfassende Untersuchungen sind rar und 
entbehren aufgrund ihrer Konzeption der notwendigen Tiefe 14. Mit der vorliegen-
den Abhandlung soll der Versuch unternommen werden, die festgestellte Lücke 
in der Literatur zum Europäischen Gemeinschaftsrecht zu schließen. 

Der Frage nach den auf Gemeinschaftsebene bestehenden Handlungsmöglich-
keiten und -befugnissen im kulturellen Bereich wird in drei Schritten nachgegan-
gen. Der erste Teil der Arbeit enthält eine Bestandsaufnahme der gemeinschaftli-
chen Praxis in den drei Sektoren des kulturellen Bereichs. Die innerhalb eines 
jeden Sektors vorgenommene Untergliederung nach den Urhebern der einzelnen 
Aktivitäten gewährt Einblick in das Ineinandergreifen und die Übergänge zwi-
schenstaatlicher und überstaatlicher Handlungsmöglichkeiten auf Ratsebene und 
informiert über die im Rat herrschende Auffassung von der Kompetenzverteilung 
zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten im kulturellen Bereich. 

Im zweiten Teil der Arbeit werden die wichtigsten Einzelfragen des Gemein-
schaftsrechts im kulturellen Bereich behandelt. Hier tauchen vor allem Probleme 

10 V gl. näher Abschnitt C. I. des ersten Teils. 
11 Tomuschat, F.I.D.E. Reports, 20. 
12 So auch de Witte, Cultural linkages, 193: Dieser Kulturbegriff "is based on the 

assumption that the objects and processes brought under the heading ,culture' have some 
unifying characteristics". 

13 Zum Begriff vgl. die Arbeit von Köstlin, Die Kulturhoheit des Bundes. 
14 Vgl. etwa Schweitzer, EG-Kompetenzen im Bereich von Kultur und Bildung; 

Fiedler, Impulse der Europäischen Gemeinschaft im kulturellen Bereich. 
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im Bildungs- und im engeren Kulturbereich auf, nicht jedoch - soweit ersichtlich 
- im Bereich der Wissenschaft. 

Im dritten Teil der Arbeit schließlich werden Grundsätze der Beziehung zwi-
schen Gemeinschaftsrecht und kulturellem Bereich herausgearbeitet; darüber 
hinaus wird die Möglichkeit einer Weiterentwicklung des Gemeinschaftsrechts 
im kulturellen Bereich auf der Grundlage von Art. 235 EWGV untersucht. 

Die Arbeit betrifft alle drei europäischen Gemeinschaften. Wenn sich die 
rechtlichen Erörterungen des zweiten und dritten Teils allein auf die EWG bezie-
hen, so spiegelt dies lediglich die fehlende Bedeutung der anderen Gemeinschaf-
ten für den kulturellen Bereich wider. 
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